
Christenverfolgung in erschreckendem Ausmaß

Stellungnahme der Deutschen Evangelischen Allianz

Der Geschäftsführende Vorstand der Deut-

schen Evangelischen Allianz hat sich in 

seiner Sitzung am 8./9. Februar 2000 mit 

der Antwort der Bundesregierung auf die 

Große Anfrage der CDU/CSU-Bundestags-

fraktion zur Christenverfolgung befasst 

und folgende Stellungnahme beschlos-

sen:

Wir danken dem Initiator der „Großen 

Anfrage“, Hermann Gröhe (MdB) und der 

gesamten Fraktion dafür, dass sie sich 

des brennenden Themas der weltweiten 

Verfolgung und Bedrängnis von Christen 

angenommen haben.

Wir danken der Bundesregierung

für die umfangreichen Recherchen 

und für alle Mühe, die sie zur Beant-

wortung der „Großen Anfrage“ auf-

wandte

für alle Bemühungen zur Gewährleis-

tung der Religionsfreiheit für Chris-

ten wie Nichtchristen in aller Welt.

dass sie es als ihre erklärte Aufgabe 

ansieht, auf allen diplomatischen 

Kanälen darauf zu drängen, dass 

jeder Mensch seinen Glauben fried-

lich ausleben kann, ohne dafür be-

nachteiligt oder gar bestraft zu wer-

den.

Die Bundesregierung bestätigt, dass vie-

le tausend Christen in vielen Ländern der 

Welt bedrängt werden. Allerdings kommt 

sie zu dem Ergebnis, dass „kein Mangel 

an Aufmerksamkeit für das Thema der 

Religionsfreiheit“ herrsche. Dem wider-

sprechen wir ausdrücklich. Es bedarf viel-

mehr noch weiterer und stärkerer öffent-

licher Aufmerksamkeit angesichts der 

noch vielerorts tabuisierten Lage der 

Christen. Dabei erkennen wir auch 

selbst, dass es auch einer breiteren 

Information in den Reihen der Kirchen 

und Christen bedarf. Deshalb hat der 

Geschäftsführende Vorstand der Deut-

schen Evangelischen Allianz beschlos-

sen, jetzt einen eigenen Arbeitskreis für 

Religionsfreiheit einzusetzen, der sich 

n

n

n

dieser Aufgabe in vermehrtem Umfang 

annehmen wird.

Auch wenn wir uns als Christen dabei in 

besonderer Weise für das Recht der Glau-

bensfreiheit für Christen einsetzen, er-

klären wir ausdrücklich, dass dieses 

Recht für alle Menschen jeder Religion 

gelten muß. So wie sich die weltweite 

Bewegung der Evangelischen Allianz seit 

ihrer Gründung im Jahr 1846 für Ver-

folgte und Bedrängte innerhalb unter-

schiedlicher christlicher Konfessionen 

und auch anderer Religionen eingesetzt 

hat, wollen wir dies auch weiterhin tun. 

In diesem Zusammenhang verweisen wir 

mit Nachdruck darauf, dass das Grund-

recht auf Religionsfreiheit, wie es in 

Artikel 18 der Allgemeinen Erklärung der 

Menschenrechte verankert ist, ausdrück-

lich „die Freiheit, seine Religion oder 

Weltanschauung allein oder in Gemein-

schaft mit anderen, öffentlich oder pri-

vat durch Unterricht, Ausübung, Gottes-

dienst und Beachtung religiöser Bräuche 

zu bekunden“, umfasst.

Die Antwort der Bundesregierung zur 

Verfolgung von Christen und der Be-

hinderung ihrer Glaubensausübung in 

islamisch geprägten Staaten befriedigt 

noch nicht. Die Formulierung, dass „le-

diglich missionarische Aktivitäten ... 

von den meisten islamischen Staaten 

konsequent unterbunden“ würde, lässt 

die Frage aufkommen, ob die Gefährdung 

der Glaubensfreiheit verharmlost wird.  

Denn es gehört zum Wesen des christli-

chen Glaubens, diesen auch freimütig in 

der Öffentlichkeit bekennen zu dürfen 

und andere Menschen zum Glauben an 

Jesus Christus einzuladen. Solange und 

wo dies nicht ohne Androhung von 

Sanktionen möglich ist, geht es nicht um 

eine hinnehmbare Einschränkung der 

Glaubensfreiheit, sondern um die ele-

mentare Beschränkung der Glaubensfrei-

heit für Christen. Nicht die Freiheit der 

„Religionszugehörigkeit“ ist entschei-

dend, sondern die Freiheit der „Reli-

gionsausübung“, die ihren Gipfel auch in 

der angstfreien Möglichkeit zum „Reli-

gionswechsel“ haben muß. In Gesell-

schaften und Staaten, in denen diese 

Freiheit nicht besteht, kann und darf 

nicht davon ausgegangen werden, dass 

tatsächlich Religionsfreiheit gegeben 

wäre.

Im Hinblick auf die Religionsfreiheit 

nicht-orthodoxer Christen in Ländern 

mit national ausgerichteten orthodoxen 

Kirchen merken wir an: Auch wenn sich 

die Praxis russischer Behörden im Um-

gang mit nicht-orthodoxen Religionsge-

meinschaften liberaler als das Religions-

gesetz von 1997 erweist, ist der Grund-

satz der Religionsfreiheit erheblich ein-

geschränkt. Die Religionsfreiheit darf 

nicht von der Gunst oder „augenblickli-

chen Liberalität“ der Behörden abhängig 

sein, sondern bedarf der gesetzlichen 

Absicherung.

An manchen Stellen befriedigt die Ant-

wort der Bundesregierung auch deshalb 

noch nicht, weil sie offenbar nur einen 

Teil der Christenheit berücksichtigt. So 

wird z. B. im Hinblick auf die Christen in 

Ägypten nur von denen koptischer Kon-

fessionszugehörigkeit berichtet, nicht 

aber von den zahlreichen Christen prote-

stantischer Prägung. Im Blick auf Saudi-

Arabien unterliegt die Antwort der offi-

ziellen staatlichen Propaganda, wonach 

es keine einheimischen Christen gäbe, 

deren Existenz und Freiheit aufs höchste 

gefährdet ist. 

Auch wir sehen, dass Bedrängnis und 

Verfolgung von Christen nicht nur aus rei-

nen Glaubensgründen, sondern auch aus 

ethnischen, kulturellen, sozialen und 

wirtschaftlichen Gründen erfolgen. Die 

vorhandenen unterschiedlichen Motive 

ändern nichts an der schlimmen Tatsache 

von Menschenrechtsverletzungen. Gera-

de als politische Vertretung eines  Lan-

des mit christlicher Tradition bitten wir 

die Bundesregierung, alles in ihrer Macht 

Stehende zu tun, um die Situation der 

verfolgten Christen in aller Welt nach-

haltig zu verbessern.


